Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 1073 


Der Bundesminister des Innern 
516:") - 151/50 


Bonn, den 20. Juni 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 83 der Abgeordneten Tidii, Fröhlich und 
Genossen betr. Krankenlürsorge der 
Soforthilfeeiiipfänger 
- Nr. 1(K)4 der Drucksadien - 


In der Anlage übersende ich das Schreiben des Bundesministers 
des Innern vom 27 Mai 1950 an die Ministerpräsidenten der 
Länder. Dieses Schreiben zeigt, daß von einer Vorenthaltung 
des Beschlusses des Deutschen Bundestages gegenüber den 
Landesregierungen nicht die Rede sein kann. 

Wie die Anlage zeigt, mußten zu dem Beschluß des Bundes- 
tages noch rechtliche Lrläuterungen gegeben werden, um die 
richtige Durchführung in der Praxis sicherzustellen, l 'her diese 
rechtlichen Erläuterungen ist mit den kommunalen Spitzen- 
organisationen alsbald nach Eingang des Protokolls über die 
58. Sitzung des Deutschen Bundestages am 7. Mai 1950 ver- 
handelt worden wiederum in dem Bestreben, daß eine richtige 
Handhabung auch auf der entscheidenden lokalen Ebene ge- 
währleistet sei. 


Dr. Dr. Heinemann 


Drodt : Peter Meier, Bul 9 ^orf•Slegburg 
^lleln«Vcrtrfeb : Dr. Hane Heger, ^nbernacb, Breite StraSe 30 
unb Vdeebaben, Nletxfdiefir. l 




Anlage 


Der Bundesminister des Innern 
5163 - 151;50 


Bonn, den 27. Mai 1950 


An den 

Herrn Ministerpräsidenten des Landes Baden 

Badische Staatskanzlei, Freiburg i. Br., ( olombisschlöüchen 

Herrn Bayerischen Ministerpräsidenten 

Bayerische Staatskanzlei, München 22, Prinzregentenstraße 7 

Herrn Präsidenten des Senats der Freien Hansestadt Bremen. 
Bremen, Rathaus 

Herrn Präsidenten des Senats der Hansestadt Hamburg, 
Hamburg, Rathaus 

Herrn Hessischen Ministerpräsidenten, 

Wiesbaden, Bierstädterstraße 22 

Herrn Niedersächsischen Ministerpräsidenten, 

Hannover, Hohenzollernstraße 47 

Herrn Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Düsseldorf, Haus der l.andesregierung 
(Mannesmannhaus) 

Herrn Ministerpräsidenten des Landes Rheinland-Pfalz, 

Koblenz, Landesregierung, Stresemannstr. 3-5 

Herrn Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein 

Kiel. Landeshaus, Düsterbrooker Weg 70-90 

Herrn Ministerpräsidenten des Landes Württemberg-Baden, 
Stuttgart, Richard- Wagnerstraße 15 

Herrn Ministerpräsidenten des Landes Württemberg-Hohen- 
zollern, Staatskanzlei, Tübingen, 
Nauklerstraße 47 


nachrichtlich an: 

den Magistrat von Groß- Berlin- West, Berlin- West. 


Betr.: Krankenhilfe für Empfänger von Unterhalts- 
hilfe nach dem Soforthilfegesetz. 


Aufgrund eines Beridites des Ausschusses für Sozialpolitik hat 
der Deutsche Bundestag in seiner 58. Sitzung folgenden Beschluß 
gefaßt : 

„Die Bundesregierung wird ersucht, den Länderregierungen 
zu empfehlen, die Bezirksfürsorgeverbände anzuweisen, 
den Empfängern von Unterhaltshilfe nach dem SHG 
Fürsorge im Falle der Erkrankung - insbesondere ärzt- 
liche Hilfe, Medikamente und Krankenhausbehandlung - 



zu gewähren, ohne Rücksicht clarauf, ob sie vor cleni 
Empfang der Unterhaltshilfe Fürsorgeunterstützungs- 
empfänger waren oder nicht. Eine Rückerstattung der 
entstandenen Kosten durch den Versorgten soll hierbei 
nicht stattfinden.” 

Zu diesem Beschluß des Bundestages bemerke ich folgendes: 

Ein Teil der Bezirksfürsorgeverbände scheint den Standpunkt 
zu vertreten, daß die Unterhaltshilfeempfänger auf Grund ihres 
Rechtsanspruches nach dem SHG mit der öffentlichen Fürsorge 
nichts inehr zu tun hätten. Dann würden allerdings die Unter- 
haltshilfeempfänger im Krankheitsfalle vielfach unversorgt sein. 
Jene Auffassung ist aber zweifellos irrig. Denn die Verpflichtung 
zum Eingreifen der Bezirksfürsorgeverbande zur Deckung des 
notwendigen Uebensbedarfs, zu dem auch die Krankenhilfe 
gehört, erstreckt sich anerkanntermaßen nicht nur auf Personen, 
die von der öffentlichen Fürsorge laufend unterstützt werden, 
sondern auch auf solche, deren Einkommen zur Deckung des 
normalen Lebensunterhalts zwar ausreichend ist, die aber 
darüber hinaus aus besonderem Anlaß erwachsende zusätz- 
liche Kosten, so audi solche in Krankheitsfällen, nicht selbst 
tragen können und aus diesem Grunde hilfsbedürftig im Sinne 
der RFV bezw. der Reichsgrundsätze sind. Das ergibt sich 
eindeutig aus §§ 5, b RG über Voraussetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürsorge. 

An der Verpflichtung des Bezirksfürsorgeverbandes zurTragung 
der Kosten im Falle der Erkrankung eines Unterhaltshilfe- 
empfängers kann danach beim Vorliegen bestimmter, aus den 
vorgenannten Vorschriften sich ergebender Voraussetzungen 
kein Zweifel bestehen. Das trifft insbesondere für Arzt- und 
Arzneikosten, die laufend entstehen und besonders hoch liegen, 
und in der Regel ganz allgemein für Krankenhauskosten zu. 

Bezüglich des Verzichts auf Rückerstattung verweise ich auf 
§ 25 RFV, wonach der unterstützte Hilfsbedürftige berechtigt 
ist, den Ersatz zu verweigern, soweit und solange er kein 
hinreichendes Vermögen oder Einkommen hat. Diese Voraus- 
setzung wird bei Unterlialtshilfeempfängern regelmäßig gegeben 
sein. 

Diese Grundsätze gelten nicht nur für die Krankenhilfe, sondern 
allgemein auch für andere Leistungen zur Sicherstellung des 
Lebensbedarfs, also auch für sonstige einmalige Sonderleistungen 
an Hilfsbedürftige. 


In Vertretung des Staatssekretärs 



